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BEKANNTMACHUNG  Gemeinde Himmelkron
  Az. 941

Haushaltssatzung
der Gemeinde Himmelkron 

(Landkreis Kulmbach)
für das Haushaltsjahr 2022

vom 06. Mai 2022

Auf Grund des Art. 63 ff. der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern – GO – (BayRS 2020-1-1-I) erlässt die Gemeinde Himmelkron 
folgende, mit Schreiben des Landratsamtes Kulmbach vom 17. März 
2022, Az.: 21 - 941, genehmigte Haushaltssatzung:

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2022 wird hiermit festgesetzt; er schließt

im Verwaltungshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 8.434.000 €

und

im Vermögenshaushalt 
in den Einnahmen und Ausgaben mit 5.350.000 €

ab.

§ 2

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und In-
vestitionsförderungsmaßnahmen wird auf 2.365.200 € festgesetzt.

§ 3

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden 
nicht festgesetzt.

§ 4

Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern 
werden wie folgt festgesetzt:

1.  Grundsteuer

 a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (A) 340 v.H.
 b) für die Grundstücke (B) 340 v.H.

2. Gewerbesteuer 360 v.H.

§ 5

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird auf 1.500.000 € festgesetzt.

§ 6

Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2022 in Kraft.

Himmelkron, 06. Mai 2022
Gemeinde Himmelkron
Schneider
Erster Bürgermeister

Die Haushaltssatzung und der Haushaltsplan liegen gemäß Art. 65 
Abs. 3 der Gemeindeordnung i.V.m. § 4 der Bekanntmachungsver-
ordnung (BekV) eine Woche lang öffentlich auf und werden wäh-
rend der Dauer ihrer Gültigkeit im Rathaus der Gemeinde Himmel-
kron, Klosterberg 9, 95502 Himmelkron, innerhalb der allgemeinen 
Geschäftsstunden zur Einsicht bereitgehalten.
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BEKANNTMACHUNG  Gemeinde Harsdorf

Satzung über Aufwendungs- und Kostenersatz
für Einsätze und andere Leistungen gemeindlicher Feuerwehren

Die Gemeinde Harsdorf erlässt aufgrund Art. 28 Abs. 4 Bayerisches 
Feuerwehrgesetz (BayFwG) folgende

SATZUNG

§ 1
Aufwendungs- und Kostenersatz

(1) Die Gemeinde Harsdorf erhebt im Rahmen von Art. 28 Abs. 1 
BayFwG Aufwendungsersatz für die in Art. 28 Abs. 2 BayFwG 
aufgeführten Pflichtleistungen ihrer Feuerwehr, insbesondere 
für

 1.  Einsätze,

 2.  Sicherheitswachen (Art. 4 Abs. 2 Satz 1 BayFwG),

 3.  Ausrücken nach missbräuchlicher Alarmierung oder Fehla-
larmen.

 Einsätze werden in dem für die Hilfeleistung notwendigen Um-
fang abgerechnet. Für Einsätze und Tätigkeiten, die unmittel-
bar der Rettung oder Bergung von Menschen und Tieren dienen, 
wird kein Kostenersatz erhoben.

(2)  Die Gemeinde Harsdorf erhebt Kostenersatz für die Inanspruch-
nahme ihrer Feuerwehr zu folgenden freiwilligen Leistungen 
(Art. 28 Abs. 4 Satz 1 BayFwG):

 1. Hilfeleistungen, die nicht zu den gesetzlichen Pflichtaufgaben 
der Feuerwehren gehören,

 2. Überlassung von Gerät und Material zum Gebrauch oder Ver-
brauch,

 3. Leistungen der Atemschutzgerätewerkstatt/Schlauchwerk-
statt1,

 Die Kostenschuld entsteht mit der Inanspruchnahme der Feuer-
wehr.

(3)  Die Höhe des Aufwendungs- und Kostenersatzes richtet sich 
nach den Pauschalsätzen gemäß der Anlage zu dieser Satzung. 
Für den Ersatz von Aufwendungen, die nicht in der Anlage ent-
halten sind, werden Pauschalsätze in Anlehnung an die für ver-
gleichbare Aufwendungen festgelegten Sätze erhoben. Für Ma-
terialverbrauch werden die Selbstkosten berechnet.

(4)  Aufwendungen, die durch Hilfeleistungen von Werkfeuerweh-
ren entstehen (Art. 15 Abs. 7 Satz 2 BayFwG), sowie wegen über-
örtlicher Hilfeleistungen nach Art. 17 Abs. 2 BayFwG zu erstat-
tende Aufwendungen werden unabhängig von dieser Satzung 
geltend gemacht.

§ 2
Schuldner

(1) Bei Pflichtleistungen bestimmt sich der Schuldner des Aufwen-
dungsersatzes nach Art. 28 Abs. 3 BayFwG.

(2) Bei freiwilligen Leistungen ist Schuldner, wer die Feuerwehr 
willentlich in Anspruch genommen hat.

(3) Mehrere Schuldner haften als Gesamtschuldner.

§ 3
Fälligkeit

Aufwendungs- und Kostenersatz werden mit Eintritt der Bestands-
kraft des Bescheids zur Zahlung fällig.

§ 4
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.
Gleichzeitig tritt die Satzung der Gemeinde Harsdorf über Auf-
wendungs- und Kostenersatz für Einsätze und andere Leistungen 
der freiwilligen Feuerwehr vom 09. Mai 2007 (Amtsblatt des Land-
kreises Kulmbach Nr. 22 vom 31.05.2007), zuletzt geändert mit Sat-

zung vom 14.01.2015 (Amtsblatt des Landkreises Kulmbach Nr. 4 
vom 29.01.2015) außer Kraft.

Trebgast, 06. April 2022
Gemeinde Harsdorf
Hübner
Erster Bürgermeister

1 Soweit vorhanden

Anlage zur Satzung über Aufwendungs- und Kostenersatz für Ein-
sätze und andere Leistungen gemeindlicher Feuerwehren

Verzeichnis der Pauschalsätze

Aufwendungsersatz und Kostenersatz setzen sich aus den jeweiligen 
Sachkosten (Nummern 1 und 2) und den Personalkosten (Nummer 
3) zusammen.

1.  Streckenkosten
 

Die Streckenkosten betragen für jeden angefan-
genen Kilometer Wegstrecke für

einen Mannschaftstransportwagen MTW 3,94 Euro

ein Mehrzweckfahrzeug MZF 4,75 Euro

einen Einsatzleitwagen ELW 6,18 Euro

ein Tragkraftspritzenfahrzeug TSF  
(mit TS PFPN 10-1000) 2,72 Euro

ein Tragkraftspritzenfahrzeug TSF-W  
(mit TS PFPN 10-1000) 5,14 Euro

ein Löschgruppenfahrzeug LF 10  
(LF 8 bzw. LF 8/6 bzw. StLF 10/6 bzw. MLF) 7,16 Euro

ein Löschgruppenfahrzeug LF 20 7,36 Euro

ein Hilfeleistungslöschfahrzeug HLF 10 5,74 Euro

ein Hilfeleistungslöschfahrzeug HLF 20  
(LF 16/12) 7,91 Euro

ein Tanklöschfahrzeug TLF 3000  
(TLF 16/25 bzw. TLF 16/24-Tr) 6,09 Euro

ein Tanklöschfahrzeug TLF 4000 (TLF 20/40) 6,53 Euro

einen Rüstwagen RW (RW-2) 7,75 Euro

einen Abrollbehälter Gefahrgut (AB-Umwelt-
schutz) -

eine Drehleiter DLA (K) 23/12 10,30 Euro

einen Gerätewagen Logistik GW-Log (V-Lkw) 4,40 Euro

einen Gerätewagen Logistik GW-L2 7,37 Euro

ein Wechsellader-Fahrzeug WLF-Kran 6,11 Euro

2.  Ausrückestundenkosten

 Mit den Ausrückestundenkosten ist der Einsatz von Geräten und 
Ausrüstung abzugelten, die zwar zu Fahrzeugen gehören, deren 
Kosten aber nicht durch die zurückgelegte Wegstrecke beein-
flusst werden. Für angefangene Stunden werden bis zu 30 Minu-
ten die halben, im Übrigen die ganzen Ausrückestundenkosten 
erhoben.

Die Ausrückestundenkosten betragen - berechnet 
vom Zeitpunkt des Ausrückens aus dem Feuer-
wehrgerätehaus/der Feuerwache bis zum Zeit-
punkt des Wiedereinrückens - je eine Stunde für

einen Mannschaftstransportwagen MTW 40,82 Euro

ein Mehrzweckfahrzeug MZF 49,01 Euro

einen Einsatzleitwagen ELW 118,41 Euro

ein Tragkraftspritzenfahrzeug TSF  
(mit TS PFPN 10-1000) 69,10 Euro



ein Tragkraftspritzenfahrzeug TSF-W  
(mit TS PFPN 10-1000) 84,45 Euro

ein Löschgruppenfahrzeug LF 10  
(LF 8 bzw. LF 8/6 bzw. StLF 10/6 bzw. MLF) 139,36 Euro

ein Löschgruppenfahrzeug LF 20 146,36 Euro

ein Hilfeleistungslöschfahrzeug HLF 10 164,58 Euro

ein Hilfeleistungslöschfahrzeug HLF 20  
(LF 16/12) 184,02 Euro

ein Tanklöschfahrzeug TLF 3000  
(TLF 16/25 bzw. TLF 16/24-Tr) 137,39 Euro

ein Tanklöschfahrzeug TLF 4000 (TLF 20/40) 111,05 Euro

einen Rüstwagen RW (RW-2) 151,65 Euro

einen Abrollbehälter Gefahrgut  
(AB-Umweltschutz) 228,89 Euro

eine Drehleiter DLA (K) 23/12 232,80 Euro

einen Gerätewagen Logistik GW-Log (V-Lkw) 48,29 Euro

einen Gerätewagen Logistik GW-L2 102,57 Euro

ein Wechsellader-Fahrzeug WLF-Kran 102,17 Euro

3.  Personalkosten

 Personalkosten werden nach Ausrückestunden berechnet. Dabei 
ist der Zeitraum vom Ausrücken aus dem Feuerwehrgerätehaus/
der Feuerwache bis zum Wiedereinrücken anzusetzen. Für an-
gefangene Stunden werden bis zu 30 Minuten die halben, im Üb-
rigen die ganzen Stundenkosten erhoben.

3.1  Hauptamtliches Personal

 Für den Einsatz hauptamtlicher Bediensteter werden fol-
gende Stundensätze berechnet:

a) für Beamte des fachlichen Schwerpunkts feuerwehrtech-
nischer Dienst, die ein Amt der Qualifikationsebene 2 in-
nehaben   44,00 €

b)  für Beamte des fachlichen Schwerpunkts feuerwehrtech-
nischer Dienst, die ein Amt der Qualifikationsebene 3 in-
nehaben   58,00 €

 (Wegen Art. 28 Abs. 4 Satz 2 BayFwG kann bei der Berechnung 
des Aufwendungsersatzes für Pflichtaufgaben nicht der gesamte 
Personalaufwand angesetzt werden.)

3.2  Ehrenamtliche Feuerwehrdienstleistende

 Für den Einsatz ehrenamtlicher Feuerwehrdienstleistender 
wird folgender Stundensatz berechnet (Ergebnis einer Aus-
wertung verschiedener Satzungen bayerischer Gemeinden):   
  28,00 €

 (Aufwendungsersatz für den Einsatz ehrenamtlicher Feu-
erwehrdienstleistender wird verlangt, weil der Gemeinde 
Kosten auch für diesen Personenkreis entstehen, beispiels-
weise durch Erstattung des Verdienstausfalls (Art. 9 Abs. 3 
BayFwG), des fortgezahlten Arbeitsentgelts (Art. 10 BayFwG) 
oder durch Entschädigungen nach Art. 11 BayFwG. Wegen 
Art. 28 Abs. 4 Satz 2 BayFwG kann bei der Berechnung des 
Aufwendungsersatzes für Pflichtaufgaben nicht der gesamte 
Personalaufwand angesetzt werden.)

3.3  Sicherheitswachen

 Für die Abstellung zum Sicherheitswachdienst gemäß Art. 4 
Abs. 2 Satz 1 BayFwG werden erhoben je Stunde Wachdienst 
für

a)  für Beamte des fachlichen Schwerpunkts feuerwehrtech-
nischer Dienst, die ein Amt der Qualifikationsebene 2 in-
nehaben   16,40 €

b)  sonstige Bedienstete  16,40 €

c)  ehrenamtliche Feuerwehrdienstleistende (siehe § 11 Abs. 
5 AVBayFwG)  16,40 €

 Abweichend von Nummer 3 Satz 2 wird für die Anfahrt und die 
Rückfahrt insgesamt eine weitere Stunde berechnet.

BEKANNTMACHUNG  Gemeinde Ködnitz

Satzung über Aufwendungs- und Kostenersatz
für Einsätze und andere Leistungen gemeindlicher Feuerwehren

Die Gemeinde Ködnitz erlässt aufgrund Art. 28 Abs. 4 Bayerisches 
Feuerwehrgesetz (BayFwG) folgende

SATZUNG

§ 1
Aufwendungs- und Kostenersatz

(1) Die Gemeinde Ködnitz erhebt im Rahmen von Art. 28 Abs. 1  
BayFwG Aufwendungsersatz für die in Art. 28 Abs. 2 BayFwG 
aufgeführten Pflichtleistungen ihrer Feuerwehren, insbesonde-
re für

 1.  Einsätze,

 2. Sicherheitswachen (Art. 4 Abs. 2 Satz 1 BayFwG),

 3. Ausrücken nach missbräuchlicher Alarmierung oder Fehla-
larmen.

 Einsätze werden in dem für die Hilfeleistung notwendigen Um-
fang abgerechnet. Für Einsätze und Tätigkeiten, die unmittel-
bar der Rettung oder Bergung von Menschen und Tieren dienen, 
wird kein Kostenersatz erhoben.

(2)  Die Gemeinde Ködnitz erhebt Kostenersatz für die Inanspruch-
nahme ihrer Feuerwehren zu folgenden freiwilligen Leistungen 
(Art. 28 Abs. 4 Satz 1 BayFwG):

 1.  Hilfeleistungen, die nicht zu den gesetzlichen Pflichtaufga-
ben der Feuerwehren gehören,

 2.  Überlassung von Gerät und Material zum Gebrauch oder Ver-
brauch,

 3. Leistungen der Atemschutzgerätewerkstatt/Schlauchwerk-
statt1,

 Die Kostenschuld entsteht mit der Inanspruchnahme der Feuer-
wehr.

(3)  Die Höhe des Aufwendungs- und Kostenersatzes richtet sich 
nach den Pauschalsätzen gemäß der Anlage zu dieser Satzung. 
Für den Ersatz von Aufwendungen, die nicht in der Anlage ent-
halten sind, werden Pauschalsätze in Anlehnung an die für ver-
gleichbare Aufwendungen festgelegten Sätze erhoben. Für Ma-
terialverbrauch werden die Selbstkosten berechnet.

(4)  Aufwendungen, die durch Hilfeleistungen von Werkfeuerweh-
ren entstehen (Art. 15 Abs. 7 Satz 2 BayFwG), sowie wegen über-
örtlicher Hilfeleistungen nach Art. 17 Abs. 2 BayFwG zu erstat-
tende Aufwendungen werden unabhängig von dieser Satzung 
geltend gemacht.

§ 2
Schuldner

(1)  Bei Pflichtleistungen bestimmt sich der Schuldner des Aufwen-
dungsersatzes nach Art. 28 Abs. 3 BayFwG.

(2)  Bei freiwilligen Leistungen ist Schuldner, wer die Feuerwehr 
willentlich in Anspruch genommen hat.

(3) Mehrere Schuldner haften als Gesamtschuldner.

§ 3
Fälligkeit

Aufwendungs- und Kostenersatz werden mit Eintritt der Bestands-
kraft des Bescheids zur Zahlung fällig.

§ 4
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

Gleichzeitig tritt die Satzung der Gemeinde Ködnitz über Aufwen-
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dungs- und Kostenersatz für Einsätze und andere Leistungen der 
freiwilligen Feuerwehr vom 15. Mai 2007 (Amtsblatt des Land-
kreises Kulmbach Nr. 23 vom 06.06.2007), zuletzt geändert mit Sat-
zung vom 18.12.2014 (Amtsblatt des Landkreises Kulmbach Nr. 3 
vom 22.01.2015) außer Kraft.

Trebgast, 26. April 2022
Gemeinde Ködnitz
Sack
Erste Bürgermeisterin

1 Soweit vorhanden

Anlage zur Satzung über Aufwendungs- und Kostenersatz für Ein-
sätze und andere Leistungen gemeindlicher Feuerwehren

Verzeichnis der Pauschalsätze

Aufwendungsersatz und Kostenersatz setzen sich aus den jeweiligen 
Sachkosten (Nummern 1 und 2) und den Personalkosten (Nummer 
3) zusammen.

1.  Streckenkosten

Die Streckenkosten betragen für jeden angefan-
genen Kilometer Wegstrecke für

einen Mannschaftstransportwagen MTW 3,94 Euro

ein Mehrzweckfahrzeug MZF 4,75 Euro

einen Einsatzleitwagen ELW 6,18 Euro

ein Tragkraftspritzenfahrzeug TSF 
(mit TS PFPN 10-1000) 2,72 Euro

ein Tragkraftspritzenfahrzeug TSF-W 
(mit TS PFPN 10-1000) 4,14 Euro

ein Löschgruppenfahrzeug LF 10 
(LF 8 bzw. LF 8/6 bzw. StLF 10/6 bzw. MLF) 7,16 Euro

ein Löschgruppenfahrzeug LF 20 7,36 Euro

ein Hilfeleistungslöschfahrzeug HLF 10 5,74 Euro

ein Hilfeleistungslöschfahrzeug HLF 20 
(LF 16/12) 7,91 Euro

ein Tanklöschfahrzeug TLF 3000 
(TLF 16/25 bzw. TLF 16/24-Tr) 6,09 Euro

ein Tanklöschfahrzeug TLF 4000 (TLF 20/40) 6,53 Euro

einen Rüstwagen RW (RW-2) 7,75 Euro

einen Abrollbehälter Gefahrgut 
(AB-Umweltschutz) -

eine Drehleiter DLA (K) 23/12 10,30 Euro

einen Gerätewagen Logistik GW-Log (V-Lkw) 4,40 Euro

einen Gerätewagen Logistik GW-L2 7,37 Euro

ein Wechsellader-Fahrzeug WLF-Kran 6,11 Euro

2.  Ausrückestundenkosten

 Mit den Ausrückestundenkosten ist der Einsatz von Geräten und 
Ausrüstung abzugelten, die zwar zu Fahrzeugen gehören, deren 
Kosten aber nicht durch die zurückgelegte Wegstrecke beein-
flusst werden. Für angefangene Stunden werden bis zu 30 Minu-
ten die halben, im Übrigen die ganzen Ausrückestundenkosten 
erhoben.

 

Die Ausrückestundenkosten betragen - berechnet 
vom Zeitpunkt des Ausrückens aus dem Feuer-
wehrgerätehaus/der Feuerwache bis zum Zeit-
punkt des Wiedereinrückens - je eine Stunde für

einen Mannschaftstransportwagen MTW 40,82 Euro

ein Mehrzweckfahrzeug MZF 49,01 Euro

einen Einsatzleitwagen ELW 118,41 Euro

ein Tragkraftspritzenfahrzeug TSF 
(mit TS PFPN 10-1000) 69,10 Euro

ein Tragkraftspritzenfahrzeug TSF-W 
(mit TS PFPN 10-1000) 84,45 Euro

ein Löschgruppenfahrzeug LF 10 
(LF 8 bzw. LF 8/6 bzw. StLF 10/6 bzw. MLF) 139,36 Euro

ein Löschgruppenfahrzeug LF 20 146,36 Euro

ein Hilfeleistungslöschfahrzeug HLF 10 164,58 Euro

ein Hilfeleistungslöschfahrzeug HLF 20 
(LF 16/12) 184,02 Euro

ein Tanklöschfahrzeug TLF 3000 
(TLF 16/25 bzw. TLF 16/24-Tr) 137,39 Euro

ein Tanklöschfahrzeug TLF 4000 (TLF 20/40) 111,05 Euro

einen Rüstwagen RW (RW-2) 151,65 Euro

einen Abrollbehälter Gefahrgut 
(AB-Umweltschutz) 228,89 Euro

eine Drehleiter DLA (K) 23/12 232,80 Euro

einen Gerätewagen Logistik GW-Log (V-Lkw) 48,29 Euro

einen Gerätewagen Logistik GW-L2 102,57 Euro

ein Wechsellader-Fahrzeug WLF-Kran 102,17 Euro

3.  Personalkosten

 Personalkosten werden nach Ausrückestunden berechnet. Dabei 
ist der Zeitraum vom Ausrücken aus dem Feuerwehrgerätehaus/
der Feuerwache bis zum Wiedereinrücken anzusetzen. Für an-
gefangene Stunden werden bis zu 30 Minuten die halben, im Üb-
rigen die ganzen Stundenkosten erhoben.

3.1  Hauptamtliches Personal

 Für den Einsatz hauptamtlicher Bediensteter werden fol-
gende Stundensätze berechnet:

a)  für Beamte des fachlichen Schwerpunkts feuerwehrtech-
nischer Dienst, die ein Amt der Qualifikationsebene 2 in-
nehaben   44,00 €

b)  für Beamte des fachlichen Schwerpunkts feuerwehrtech-
nischer Dienst, die ein Amt der Qualifikationsebene 3 in-
nehaben   58,00 €

 (Wegen Art. 28 Abs. 4 Satz 2 BayFwG kann bei der Berechnung 
des Aufwendungsersatzes für Pflichtaufgaben nicht der gesamte 
Personalaufwand angesetzt werden.)

3.2  Ehrenamtliche Feuerwehrdienstleistende

 Für den Einsatz ehrenamtlicher Feuerwehrdienstleistender 
wird folgender Stundensatz berechnet (Ergebnis einer Aus-
wertung verschiedener Satzungen bayerischer Gemeinden):  
  28,00 €

 (Aufwendungsersatz für den Einsatz ehrenamtlicher Feu-
erwehrdienstleistender wird verlangt, weil der Gemeinde 
Kosten auch für diesen Personenkreis entstehen, beispiels-
weise durch Erstattung des Verdienstausfalls (Art. 9 Abs. 3 
BayFwG), des fortgezahlten Arbeitsentgelts (Art. 10 BayFwG) 
oder durch Entschädigungen nach Art. 11 BayFwG. Wegen 
Art. 28 Abs. 4 Satz 2 BayFwG kann bei der Berechnung des 
Aufwendungsersatzes für Pflichtaufgaben nicht der gesamte 
Personalaufwand angesetzt werden.)

3.3  Sicherheitswachen

 Für die Abstellung zum Sicherheitswachdienst gemäß Art. 4 
Abs. 2 Satz 1 BayFwG werden erhoben je Stunde Wachdienst 
für

a)  für Beamte des fachlichen Schwerpunkts feuerwehrtech-
nischer Dienst, die ein Amt der Qualifikationsebene 2 in-
nehaben   16,40 €

b)  sonstige Bedienstete  16,40 €

c)  ehrenamtliche Feuerwehrdienstleistende (siehe § 11 Abs. 
5 AVBayFwG)  16,40 €

 Abweichend von Nummer 3 Satz 2 wird für die Anfahrt und die 
Rückfahrt insgesamt eine weitere Stunde berechnet.



BEKANNTMACHUNG  Gemeinde Trebgast

Satzung über Aufwendungs- und Kostenersatz
für Einsätze und andere Leistungen gemeindlicher Feuerwehren

Die Gemeinde Trebgast erlässt aufgrund Art. 28 Abs. 4 Bayerisches 
Feuerwehrgesetz (BayFwG) folgende

SATZUNG

§ 1
Aufwendungs- und Kostenersatz

(1) Die Gemeinde Trebgast erhebt im Rahmen von Art. 28 Abs. 1 
BayFwG Aufwendungsersatz für die in Art. 28 Abs. 2 BayFwG 
aufgeführten Pflichtleistungen ihrer Feuerwehren, insbeson-
dere für

 1.  Einsätze,

 2.  Sicherheitswachen (Art. 4 Abs. 2 Satz 1 BayFwG),

 3.  Ausrücken nach missbräuchlicher Alarmierung oder Falsch-
alarm.

 Einsätze werden in dem für die Hilfeleistung notwendigen Um-
fang abgerechnet. Für Einsätze und Tätigkeiten, die unmittel-
bar der Rettung oder Bergung von Menschen und Tieren dienen, 
wird kein Kostenersatz erhoben.

(2)  Die Gemeinde Trebgast erhebt Kostenersatz für die Inanspruch-
nahme ihrer Feuerwehren zu folgenden freiwilligen Leistungen 
(Art. 28 Abs. 4 Satz 1 BayFwG):

 1.  Hilfeleistungen, die nicht zu den gesetzlichen Pflichtaufga-
ben der Feuerwehren gehören,

 2.  Überlassung von Gerät und Material zum Gebrauch oder Ver-
brauch,

 3. Leistungen der Atemschutzgerätewerkstatt/Schlauchwerk-
statt1,

 Die Kostenschuld entsteht mit der Inanspruchnahme der Feuer-
wehr.

(3) Die Höhe des Aufwendungs- und Kostenersatzes richtet sich 
nach den Pauschalsätzen gemäß der Anlage zu dieser Satzung. 
Für den Ersatz von Aufwendungen, die nicht in der Anlage ent-
halten sind, werden Pauschalsätze in Anlehnung an die für ver-
gleichbare Aufwendungen festgelegten Sätze erhoben. Für Ma-
terialverbrauch werden die Selbstkosten berechnet.

(4)  Aufwendungen, die durch Hilfeleistungen von Werkfeuerweh-
ren entstehen (Art. 15 Abs. 7 Satz 2 BayFwG), sowie wegen über-
örtlicher Hilfeleistungen nach Art. 17 Abs. 2 BayFwG zu erstat-
tende Aufwendungen werden unabhängig von dieser Satzung 
geltend gemacht.

§ 2
Schuldner

(1) Bei Pflichtleistungen bestimmt sich der Schuldner des Aufwen-
dungsersatzes nach Art. 28 Abs. 3 BayFwG.

(2)  Bei freiwilligen Leistungen ist Schuldner, wer die Feuerwehr 
willentlich in Anspruch genommen hat.

(3) Mehrere Schuldner haften als Gesamtschuldner.

§ 3
Fälligkeit

Aufwendungs- und Kostenersatz werden mit Eintritt der Bestands-
kraft des Bescheids zur Zahlung fällig.

§ 4
In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

Gleichzeitig tritt die Satzung der Gemeinde Trebgast über Auf-
wendungs- und Kostenersatz für Einsätze und andere Leistungen 

der freiwilligen Feuerwehr vom 15. Mai 2007 (Amtsblatt des Land-
kreises Kulmbach Nr. 23 vom 06.06.2007), zuletzt geändert mit Sat-
zung vom 17.12.2014 (Amtsblatt des Landkreises Kulmbach Nr. 3 
vom 22.01.2015) außer Kraft.

Trebgast, 12. April 2022
Gemeinde Trebgast
Neumann
Erster Bürgermeister

1 Soweit vorhanden

Anlage zur Satzung über Aufwendungs- und Kostenersatz für Ein-
sätze und andere Leistungen gemeindlicher Feuerwehren

Verzeichnis der Pauschalsätze

Aufwendungsersatz und Kostenersatz setzen sich aus den jeweiligen 
Sachkosten (Nummern 1 und 2) und den Personalkosten (Nummer 
3) zusammen.

1. Streckenkosten
 

Die Streckenkosten betragen für jeden angefan-
genen Kilometer Wegstrecke für

einen Mannschaftstransportwagen MTW 3,94 Euro

ein Mehrzweckfahrzeug MZF 4,75 Euro

einen Einsatzleitwagen ELW 6,18 Euro

ein Tragkraftspritzenfahrzeug TSF 
(mit TS PFPN 10-1000) 2,72 Euro

ein Tragkraftspritzenfahrzeug TSF-W 
(mit TS PFPN 10-1000) 4,14 Euro

ein Löschgruppenfahrzeug LF 10 
(LF 8 bzw. LF 8/6 bzw. StLF 10/6 bzw. MLF) 7,16 Euro

ein Löschgruppenfahrzeug LF 20 7,36 Euro

ein Hilfeleistungslöschfahrzeug HLF 10 5,74 Euro

ein Hilfeleistungslöschfahrzeug HLF 20 
(LF 16/12) 7,91 Euro

ein Tanklöschfahrzeug TLF 3000 
(TLF 16/25 bzw. TLF 16/24-Tr) 6,09 Euro

ein Tanklöschfahrzeug TLF 4000 (TLF 20/40) 6,53 Euro

einen Rüstwagen RW (RW-2) 7,75 Euro

einen Abrollbehälter Gefahrgut 
(AB-Umweltschutz) -

eine Drehleiter DLA (K) 23/12 10,30 Euro

einen Gerätewagen Logistik GW-Log (V-Lkw) 4,40 Euro

einen Gerätewagen Logistik GW-L2 7,37 Euro

ein Wechsellader-Fahrzeug WLF-Kran 6,11 Euro

2.  Ausrückestundenkosten

 Mit den Ausrückestundenkosten ist der Einsatz von Geräten und 
Ausrüstung abzugelten, die zwar zu Fahrzeugen gehören, deren 
Kosten aber nicht durch die zurückgelegte Wegstrecke beein-
flusst werden. Für angefangene Stunden werden bis zu 30 Minu-
ten die halben, im Übrigen die ganzen Ausrückestundenkosten 
erhoben.

 

Die Ausrückestundenkosten betragen - berechnet 
vom Zeitpunkt des Ausrückens aus dem Feuer-
wehrgerätehaus/der Feuerwache bis zum Zeit-
punkt des Wiedereinrückens - je eine Stunde für

einen Mannschaftstransportwagen MTW 40,82 Euro

ein Mehrzweckfahrzeug MZF 49,01 Euro

einen Einsatzleitwagen ELW 118,41 Euro

ein Tragkraftspritzenfahrzeug TSF 
(mit TS PFPN 10-1000) 69,10 Euro
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ein Tragkraftspritzenfahrzeug TSF-W 
(mit TS PFPN 10-1000) 84,45 Euro

ein Löschgruppenfahrzeug LF 10 
(LF 8 bzw. LF 8/6 bzw. StLF 10/6 bzw. MLF) 139,36 Euro

ein Löschgruppenfahrzeug LF 20 146,36 Euro

ein Hilfeleistungslöschfahrzeug HLF 10 164,58 Euro

ein Hilfeleistungslöschfahrzeug HLF 20 
(LF 16/12) 184,02 Euro

ein Tanklöschfahrzeug TLF 3000 
(TLF 16/25 bzw. TLF 16/24-Tr) 137,39 Euro

ein Tanklöschfahrzeug TLF 4000 (TLF 20/40) 111,05 Euro

einen Rüstwagen RW (RW-2) 151,65 Euro

einen Abrollbehälter Gefahrgut 
(AB-Umweltschutz) 228,89 Euro

eine Drehleiter DLA (K) 23/12 232,80 Euro

einen Gerätewagen Logistik GW-Log (V-Lkw) 48,29 Euro

einen Gerätewagen Logistik GW-L2 102,57 Euro

ein Wechsellader-Fahrzeug WLF-Kran 102,17 Euro

3.  Personalkosten

 Personalkosten werden nach Ausrückestunden berechnet. Dabei 
ist der Zeitraum vom Ausrücken aus dem Feuerwehrgerätehaus/
der Feuerwache bis zum Wiedereinrücken anzusetzen. Für an-
gefangene Stunden werden bis zu 30 Minuten die halben, im Üb-
rigen die ganzen Stundenkosten erhoben.

3.1  Hauptamtliches Personal

 Für den Einsatz hauptamtlicher Bediensteter werden fol-
gende Stundensätze berechnet:

a)  für Beamte des fachlichen Schwerpunkts feuerwehrtech-
nischer Dienst, die ein Amt der Qualifikationsebene 2 in-
nehaben   44,00 €

b)  für Beamte des fachlichen Schwerpunkts feuerwehrtech-
nischer Dienst, die ein Amt der Qualifikationsebene 3 in-
nehaben   58,00 €

 (Wegen Art. 28 Abs. 4 Satz 2 BayFwG kann bei der Berechnung 
des Aufwendungsersatzes für Pflichtaufgaben nicht der gesamte 
Personalaufwand angesetzt werden.)

3.2  Ehrenamtliche Feuerwehrdienstleistende

 Für den Einsatz ehrenamtlicher Feuerwehrdienstleistender 
wird folgender Stundensatz berechnet (Ergebnis einer Aus-
wertung verschiedener Satzungen bayerischer Gemeinden):   
  28,00 €

 (Aufwendungsersatz für den Einsatz ehrenamtlicher Feu-
erwehrdienstleistender wird verlangt, weil der Gemeinde 
Kosten auch für diesen Personenkreis entstehen, beispiels-
weise durch Erstattung des Verdienstausfalls (Art. 9 Abs. 3 
BayFwG), des fortgezahlten Arbeitsentgelts (Art. 10 BayFwG) 
oder durch Entschädigungen nach Art. 11 BayFwG. Wegen 
Art. 28 Abs. 4 Satz 2 BayFwG kann bei der Berechnung des 
Aufwendungsersatzes für Pflichtaufgaben nicht der gesamte 
Personalaufwand angesetzt werden.)

3.3  Sicherheitswachen

 Für die Abstellung zum Sicherheitswachdienst gemäß Art. 4 
Abs. 2 Satz 1 BayFwG werden erhoben je Stunde Wachdienst 
für

a)  für Beamte des fachlichen Schwerpunkts feuerwehrtech-
nischer Dienst, die ein Amt der Qualifikationsebene 2 in-
nehaben   16,40 €

b)  sonstige Bedienstete  16,40 €

c)  ehrenamtliche Feuerwehrdienstleistende (siehe § 11 Abs. 
5 AVBayFwG)  16,40 €

 Abweichend von Nummer 3 Satz 2 wird für die Anfahrt und die 
Rückfahrt insgesamt eine weitere Stunde berechnet.

BEKANNTMACHUNG Markt Mainleus

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB)
Änderung des Bebauungsplanes „Röthen und Im Kohlet“

Für die Grundstücke Flur Nr. 455, 455/9, /10, /11, /12, /13, Gemarkung 
Schwarzach, liegt ein Bebauungsvorschlag für die Errichtung von 
Wohnhäusern vor.

Nach Prüfung durch das Landratsamt Kulmbach teilte dieses mit, 
dass das geplante Vorhaben nur dann genehmigungsfähig sei, wenn 
der rechtskräftige Bebauungsplan „Röthen und Im Kohlet“ für die 
genannten Grundstücke geändert wird, da der Bebauungsvorschlag 
den jetzigen Festsetzungen widerspricht.

Von Seiten der Bauherren wurde die Änderung des Bebauungs-
planes beantragt.

Der Marktgemeinderat hat in seiner Sitzung vom 07.03.2022 von 
der Notwendigkeit der Änderung des Bebauungsplanes „Röthen 
und Im Kohlet“ für o. g. Grundstücke Kenntnis genommen und die 
Verwaltung beauftragt, das notwendige Verfahren einzuleiten, die 
Öffentlichkeit zu beteiligen und die Träger öffentlicher Belange zu 
hören, um so die Errichtung der geplanten Wohnhäuser zu ermög-
lichen.

Während der öffentlichen Auslegung gingen keine Stellungnahmen 
ein, von Seiten des Landratsamtes wurde die gedachte Änderung 
positiv beurteilt.

Aufgrund §§ 2, 5, 6, 7 und 10 des Baugesetzbuches (BauGB) hat der 
Marktgemeinderat in seiner Sitzung vom 02.05.2022 folgenden Be-
schluss gefasst:

Änderungssatzung:

§ 1

Der rechtsverbindliche Bebauungsplan „Röthen und Im Kohlet“ 
des Marktes Mainleus (seinerzeit Gemeinde Schwarzach), wird auf-
grund des Beschlusses vom 02.05.2022 geändert.

§ 2

Die Änderung betrifft die Grundstücke Flur Nrn. 455, 455/9, /10, /11, 
/12, /13, Gemarkung Schwarzach.

Beim Bau von Wohnhäusern (WA) samt Nebengebäuden werden die 
Vorgaben gemäß beigefügten Plan samt textlichen Festsetzungen 
festgelegt.
Dieser ist Bestandteil dieser Änderungssatzung.

Die Erschließung erfolgt für genannte Grundstücke über den Über-
gabepunkt auf Flur Nr. 455/11, Gem. Schwarzach. Ab dem Überga-
beschacht werden die genannten Baugrundstücke ausnahmslos 
mittels interner Privaterschließung auf Kosten der jeweiligen Bau-
werber ver- bzw. entsorgt. Eine dingliche Sicherung hierfür ist not-
wendig und nachzuweisen.

Der Markt Mainleus stellt die Anschlüsse von Kanal und Wasser im 
öffentlichen Bereich bis zum genannten Übergabeschacht her, der 
auf Kosten der Bauwerber zu errichten ist.

Die Zufahrt hat über die Kreisstraße zu erfolgen, eine entspre-
chende Vereinbarung mit dem Träger der Straßenbaulast ist vor 
Baubeginn durch die Bauwerber gemeinsam abzuschließen.

§ 3

Die Satzung tritt mit ihrer amtlichen Bekanntmachung in Kraft

Mainleus, 04. Mai 2022
Markt Mainleus
Bosch 
Erster Bürgermeister
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BEKANNTMACHUNG  Verwaltungsgemeinschaft Marktleugast

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB) und der
Gutachterausschussverordnung (BayGaV), Festsetzung der

Bodenrichtwerte zum Stichtag 01.01.2022

Gemäß § 196 des Baugesetzbuches hat der Gutachterausschuss für 
Grundstückswerte im Bereich des Landkreises Kulmbach die in 
der Bodenrichtwertliste angegebenen Bodenrichtwerte nach den 
Bestimmungen des Baugesetzbuches und der Gutachterausschuss-
verordnung vom 05. April 2005 (GVBl S. 88) zum Stichtag 01.01.2022 
neu ermittelt und beschlossen.

Die Bodenrichtwerte sowie die Zuordnung und Visualisierung der 
entsprechenden Bodenrichtwert-Zonen (Bodenrichtwertkarte) sind 
im Internet unter www.bodenrichtwerte.bayern.de einsehbar.
Die Bodenrichtwerte für die Mitgliedsgemeinden Marktleugast und 
Grafengehaig nach dem Stand vom 01.01.2022 liegen vom

19.05.2022 bis 19.06.2022

im Verwaltungsgebäude der Verwaltungsgemeinschaft Marktleu-
gast, Neuensorger Weg 10, Zimmer 3, und in der Gemeindekanzlei 
Grafengehaig, Hauptstr. 19, während der allgemeinen Dienstzeiten 
öffentlich aus.

Es wird darauf hingewiesen, dass auch außerhalb dieser Zeit von 
der Geschäftsstelle des Gutachterausschusses beim Landratsamt 
Kulmbach, Konrad-Adenauer-Str. 5, 95326 Kulmbach, Auskunft über 
die Richtwerte verlangt werden kann.

Nach Ablauf der Auslegungsfrist können Auskünfte über die Boden-
richtwerte ausschließlich in der Geschäftsstelle des Gutachteraus-
schusses im Landratsamt Kulmbach abgefragt werden.

Marktleugast, 02. Mai 2022
Markt Marktleugast 
Uome
Gemeinschaftsvorsitzender 

BEKANNTMACHUNG Gemeinde Ködnitz

Bauleitplanung – Bebauungsplan „Ebersbach Nord-West“, 
für das Grundstück 

Fl.-Nr. 1086, Gemarkung Ködnitz;

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und Beteiligung der 
Behörden sowie sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 3 

Abs. 1 und § 4 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB)

Mit Bekanntmachung vom 04.11.2021 wurde im Amtsblatt Nr. 45/2021 
der Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB öffentlich 
bekanntgegeben.
Der Gemeinderat der Gemeinde Ködnitz hat nun in seiner öffent-
lichen Sitzung vom 25.04.2022 den Entwurf des Bebauungsplans 
mit integriertem Grünordnungsplan „Ebersbach Nord-West“, und 
Begründung sowie Umweltbericht und Bestands- und Bewertungs-
plan/externer Ausgleich“ Stand: 25.04.2022 für das Grundstück Fl.-
Nr. 1086, Gemarkung Ködnitz, zur Kenntnis genommen.

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, sowie 
der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (§ 3 Abs. 1 
und § 4 Abs. 1 BauGB) liegen sämtliche Planungsunterlagen in der 
Zeit vom

20.05.2022 bis einschließlich 22.06.2022 

in den Geschäftsräumen der Verwaltungsgemeinschaft Trebgast, 
Zimmer-Nr. 13, Kulmbacher Straße 36, 95367 Trebgast, täglich wäh-
rend der Geschäftszeiten aus. Diese sind Montag bis Freitag von 
08.30 Uhr bis 12.00 Uhr und Mittwoch zusätzlich von 14.00 Uhr bis 
17.00 Uhr. Aufgrund der aktuellen Pandemielage, bitten wir um vor-
herige Terminvereinbarung. 

Zusätzlich finden Sie die Unterlagen auf unserer Homepage unter 
https://www.koednitz.de/bauleitplanung/bebauungsplaene/

Stellungnahmen können während der genannten Frist abgegeben 
werden. Es wird darauf hingewiesen, dass nicht fristgerecht abge-
gebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung unberücksichtigt 
bleiben können.

Weiter wird darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 der Ver-
waltungsgerichtsordnung (VwGO) unzulässig ist, soweit mit ihm 
Einwendungen geltend gemacht werden, die vom Antragsteller im 
Rahmen der Auslegung nicht oder verspätet geltend gemacht wur-
den, aber hätten geltend gemacht werden können.
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grundlage 
der Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e der Datenschutzgrundverordnung (DS-
GVO) i. V. m. § 3 BauGB und dem Bayerischen Datenschutzgesetz 
(BayDSG). Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangabe 
abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prü-
fung. Weitere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt 
„Datenschutzrechtliche Informationspflichten im Bauleitplanungs-
verfahren“ das ebenfalls öffentlich ausliegt oder auf unserer Home-
page https://www.koednitz.de/bauleitplanung/ eingesehen werden 
kann.

Ködnitz, 04. Mai 2022
Gemeinde Ködnitz
Anita Sack
Erste Bürgermeisterin

BEKANNTMACHUNG Amt für Ländliche Entwicklung
  Oberfranken

Gemeinsame Bekanntgabe für die Stadt Kulmbach und die Märkte 
Kasendorf, Mainleus, Thurnau und Wonsees

Flurneuordnung und Dorferneuerung Zultenberg
Markt Kasendorf, Landkreis Kulmbach

Bekanntgabe des Flurbereinigungsplanes Teil I

Bekanntmachung und Ladung

Die Teilnehmergemeinschaft Zultenberg hat den Flurbereinigungs-
plan Teil I erstellt.

Abfindungen der Teilnehmergemeinschaft Seubersdorf, die im 
Flurbereinigungsgebiet der Teilnehmergemeinschaft Zultenberg 
liegen, werden ebenfalls bekannt gegeben.

Der Flurbereinigungsplan Teil I fasst die Ergebnisse des Verfah-
rens zusammen.

Zur Einsichtnahme für die Beteiligten werden folgende Bestand-
teile des Flurbereinigungsplanes Teil I ausgelegt:

- Plan über die gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen

- Verzeichnis der Flurstücke (Einlage) mit den Anteilen zu den 
Landabzügen bzw. Vorausleistungen

- Verzeichnis der Flurstücke mit den Anteilen zur Beitragspflicht (§ 
19 FlurbG)

- Festsetzungen über die Ausgleiche nach §§ 50 und 51 FlurbG

- Beschlüsse des Vorstands zum Flurbereinigungsplan Teil I

- Textteil zum Flurbereinigungsplan Teil I

- Gebietskarte

- Abfindungskarte

Nur zur Einsichtnahme durch Beteiligte, die ein berechtigtes In-
teresse nachweisen (z. B. Eigentümer, Hypothekengläubiger), wird 
folgender Bestandteil des Flurbereinigungsplanes Teil I ausgelegt:

- Bestandsblatt (Einlage)

Die Auszüge aus dem Flurbereinigungsplan wurden den Teilneh-
mern bereits übersandt.

Die oben angegebenen Bestandteile des Flurbereinigungsplanes 
Teil I werden in der Geschäftsstelle der Verwaltungsgemeinschaft 
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Kasendorf, Marktplatz 8, 95359 Kasendorf, vom 07.06.2022 mit 
24.06.2022 während der Dienststunden zur Einsichtnahme für die 
Beteiligten ausgelegt.

Außerdem werden alle Beteiligten des Verfahrens Zultenberg hier-
mit zu einer Teilnehmerversammlung eingeladen. Diese findet 
im Feuerwehrhaus Zultenberg statt, und zwar am Dienstag, den 
21.06.2022 um 19:00 Uhr.

Tagesordnung:  Erläuterungen zur Bekanntgabe des Flurbereini-
gungsplanes und Sonstiges.

Die Abfindungskarte kann zusätzlich innerhalb von vier Monaten 
ab dem ersten Tag der Niederlegung auch auf der Internetseite 
des Amtes für Ländliche Entwicklung Oberfranken unter dem Link 
„Flurbereinigungsplan“ eingesehen werden
(https://www.ale-oberfranken.bayern.de/137278/).

Nach der Bekanntgabe des Flurbereinigungsplanes Teil I, und zwar 
am

Montag, 27.06.2022,
von 13:30 Uhr bis 16:30 Uhr
Ort: Feuerwehrhaus in Zultenberg,

wird ein Anhörungstermin abgehalten. Zu diesem Termin wird 
hiermit geladen.

Ein Erscheinen ist nur erforderlich, falls Erläuterungen oder Aus-
künfte über den bekannt gegebenen Flurbereinigungsplan Teil I 
gewünscht werden.

Anträge zur Ermittlung und Festsetzung von Geldabfindungen für 
Obstbäume und andere Holzpflanzen (§ 50 FlurbG) sowie von Geld-
ausgleichen oder Ausgleichen anderer Art für vorübergehende Un-
terschiede zwischen dem Wert der alten Grundstücke und dem Wert 
der Landabfindungen und für andere vorübergehende Nachteile  
(§ 51 FlurbG) sind spätestens bis zum Ablauf der Widerspruchsfrist 
schriftlich beim Vorsitzenden des Vorstandes der Teilnehmerge-
meinschaft Zultenberg am Amt für Ländliche Entwicklung Ober-
franken, Nonnenbrücke 7a, 96047 Bamberg (Postanschrift: Postfach 
11 01 64, 96029 Bamberg), oder beim Amt für Ländliche Entwicklung 
Oberfranken, Nonnenbrücke 7a, 96047 Bamberg (Postanschrift: 
Postfach 11 01 64, 96029 Bamberg), zu stellen.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen den Flurbereinigungsplan Teil I kann innerhalb von zwei 
Wochen nach dem Tag des Anhörungstermins bei der Teilnehmer-
gemeinschaft Zultenberg am Amt für Ländliche Entwicklung Ober-
franken, Nonnenbrücke 7a, 96047 Bamberg (Postanschrift: Postfach 
11 01 64, 96029 Bamberg), oder durch Einlegung beim Amt für Länd-
liche Entwicklung Oberfranken, Nonnenbrücke 7a, 96047 Bamberg 
(Postanschrift: 11 01 64, 96029 Bamberg), Widerspruch eingelegt 
werden. 

Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung

Die Einlegung des Widerspruchs ist schriftlich, zur Niederschrift 
oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen 
Form möglich. Die Einlegung eines Widerspruchs per einfacher 
E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wir-
kungen!

Bamberg, 03. Mai 2022
Amt für Ländliche Entwicklung
Oberfranken
Michael Albus
Der Vorsitzende des Vorstandes
der Teilnehmergemeinschaft Zultenberg

BEKANNTMACHUNG Markt Thurnau

Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB);
Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplanes

„Am Hegnig“

Öffentliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses
nach § 2 Abs. 1 BauGB und Durchführung der 

öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB

Der Markt Thurnau gibt öffentlich bekannt, dass der Marktgemein-
derat Thurnau in seiner Sitzung am 21.03.2022 die Aufstellung des 
Bebauungsplanes „Am Hegnig“ beschlossen hat. Der räumliche 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes beinhaltet die Grundstücke 
Fl.-Nrn. 702, 704/2, 704/3 und 704/4 Gemarkung Thurnau. Beabsich-
tigt ist die Ausweisung eines „Allgemeinen Wohngebietes“ (WA) ge-
mäß § 4 BauNVO. Der Marktgemeinderat hat den Planentwurf in 
der Fassung vom 21.02.2022 gebilligt und für die Öffentlichkeitsbe-
teiligung bestimmt. Der Aufstellungsbeschluss wird hiermit öffent-
lich bekannt gemacht (§ 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB).

Der Bebauungsplan soll im beschleunigten Verfahren nach § 13 a 
BauGB ohne Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach § 2 Abs. 4 BauGB aufgestellt werden.

Der zur Durchführung der öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 
BauGB bestimmte Entwurf der o. g. Bauleitplanung sowie der Ent-
wurf der Begründung liegen in der Zeit

vom 23. Mai bis 24. Juni 2022

während der allgemeinen Dienststunden im Rathaus (1. Stock, 
Zimmer 13), Oberer Markt 28, 95349 Thurnau aus. Während dieser 
Auslegungsfrist können von jedermann Auskünfte über Ziele und 
Zwecke der Planung verlangt und Anregungen zu dem Entwurf des 
Bebauungsplanes schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht 
werden. Nicht fristgerecht eingereichte Stellungnahmen können 
bei der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 
bleiben. Ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsgerichtsordnung zur 
Einleitung eines Normenkontrollverfahrens, der einen Bebauungs-
plan zum Gegenstand hat, ist unzulässig, wenn die den Antrag stel-
lende Person nur Einwendungen geltend macht, die sie im Rahmen 
der öffentlichen Auslegung nicht oder verspätet gemacht hat, aber 
hätte geltend machen können. Eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung wird im 
Rahmen des Bauleitplanverfahrens nicht durchgeführt.

Thurnau, 05. Mai 2022
Markt Thurnau
Martin Bernreuther
Erster Bürgermeister

BEKANNTMACHUNG Stadt Kulmbach
  Marktplatz 1
  95326 Kulmbach

Wahlbekanntmachung
zur

Wahl des Feuerwehrkommandanten und 
Wahl des Stellvertreters des Feuerwehrkommandanten

1. Am Samstag, den 28.05.2022 findet im Gasthof Förster in Leuchau 
um 19.00 Uhr eine Dienstversammlung der Freiwilligen Feuer-
wehr Leuchau zu oben genannten Wahlen statt. 

 Dazu werden alle Feuerwehrdienstleistenden der Freiwilligen 
Feuerwehr Leuchau - einschließlich der Feuerwehranwärter, 
die das 16. Lebensjahr vollendet haben (Wahlberechtigte) – ein-
geladen.
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2. Wer wird gewählt:

 Nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 des Bayer. Feuerwehrgesetzes (BayFwG) 
ist der Feuerwehrkommandant und sein Stellvertreter aus der 
Mitte der Wahlberechtigten zu wählen. Die Amtszeit beträgt sechs 
Jahre.

3. Wer kann gewählt werden:

 Feuerwehrkommandant kann nur werden, wer nach Vollendung 
des 18. Lebensjahres mindestens vier Jahre in einer Feuerwehr 
Dienst geleistet und die vorgeschriebenen Lehrgänge mit Erfolg 
besucht hat. Ausnahmsweise genügt es, wenn den Umständen 
nach anzunehmen ist, dass der Betroffene solche Lehrgänge in an-
gemessener Frist mit Erfolg besuchen wird (Art. 8 Abs. 3 BayFwG).

 Seine Aufgabe ist es, für die Einsatzbereitschaft der Freiwilligen 
Feuerwehr zu sorgen, Einsätze zu leiten, die fachliche Ausbildung 
der Feuerwehrkräfte zu leiten, Dienstgrade zu ernennen sowie 
die Gemeinde in Fragen des abwehrenden Brandschutzes und des 
technischen Hilfsdienstes zu beraten (Art. 8 Abs. 1 BayFwG).

4. Wahlvorschläge:

 Wahlvorschläge können in der Dienstversammlung schriftlich 
oder mündlich beim Wahlleiter vorgebracht werden, sowie von 
den Wahlberechtigten ab sofort schriftlich bei der Stadt Kulm-
bach, Marktplatz 1, 95326 Kulmbach, eingereicht werden. 

5. Wahlleiter und Wahlausschuss:

 Die Wahl leitet der Oberbürgermeister oder sein Stellvertreter 
oder Beauftragter. Ihm stehen zwei von der Versammlung durch 
Zuruf bestimmte Beisitzer zur Seite. Der Wahlleiter und die Bei-
sitzer bilden den Wahlausschuss. Wer selbst Wahlbewerber ist, 
kann nicht Mitglied des Wahlausschusses sein. Der Wahlaus-
schuss wird daher erst nach Abgabe der Wahlvorschläge gebildet.

6. Wahlhandlung:

6.1 Jeder Wahlberechtigte hat eine Stimme. Stellvertretung ist 
nicht zulässig. Der Wahlleiter erläutert die Grundsätze des 
Wahlverfahrens. 

6.2 Wahl des Stellvertreters:
 Für die Wahl des Stellvertreters des Feuerwehrkomman-

danten gelten diese Regelungen entsprechend. 

6.3 Wahlvorschläge, Schriftlichkeit der Wahl:
 Die Wahlberechtigten schlagen wählbare Teilnehmer schrift-

lich oder durch Zuruf der Wahlversammlung zur Wahl vor. 
Der Wahlleiter nennt die Vorgeschlagenen und befragt sie, 
ob sie sich der Wahl stellen wollen. Die Vorschläge können 
mündlich begründet werden; über sie kann auch eine Aus-
sprache stattfinden. Sie wird geschlossen, wenn keine Wort-
meldungen mehr vorliegen oder wenn die Versammlung mit 
Mehrheit der Wahlberechtigten den Schluss der Aussprache 
beschließt.

 Die Wahl wird schriftlich mit Stimmzetteln durchgeführt; 
diese dürfen keine äußerlichen Kennzeichen tragen, das sie 
von den im gleichen Wahlgang verwendeten Stimmzetteln 
unterscheidet. Der Wahlleiter lässt auf die Stimmzettel die 
Namen der wählbaren und zur Kandidatur bereiten Bewer-
ber setzen. Wird nur ein oder kein Bewerber zur Wahl vorge-
schlagen, so wird die Wahl ohne Bindung an einen Bewerber 
durchgeführt.

6.4 Wahlgang, Stimmabgabe:
 Die Wahl ist geheim; die Möglichkeit geheimer Stimmabga-

be ist vom Wahlleiter sicherzustellen. Gewählt wird durch 
Ankreuzen des im Stimmzettel angeführten Bewerbers. 
Steht nur ein Bewerber zur Wahl, so kann dadurch gewählt 
werden, dass der Wahlvorschlag in einer jeden Zweifel 
ausschließenden Weise (z.B. mit „Ja“ oder „Nein“ oder mit 
Durchstreichen des Namens des Bewerbers) gekennzeichnet 

oder dass der Stimmzettel unverändert abgegeben wird. Wird 
der aufgeführte Bewerber durchgestrichen oder enthält der 
Stimmzettel keine vorgeschlagenen Bewerber, so kann auch 
ein nicht zur Wahl vorgeschlagener wählbarer Feuerwehr-
dienstleistender durch handschriftliche Eintragung seines 
Namens gewählt werden.

 Der Wahlberechtigte hat den ausgefüllten Stimmzettel zu-
sammenzufalten und dem Wahlleiter oder dem von diesem 
bestimmten Beisitzer zu übergeben. Der Wahlausschuss 
prüft die Stimmberechtigung des Abstimmenden. Bei Bedarf 
hat die Gemeinde hierzu vor der Wahl eine Wählerliste an-
zulegen. Wird die Stimmberechtigung anerkannt, so ist der 
Stimmzettel in einen Behälter zu legen. Der Wahlausschuss 
prüft vor Beginn des Wahlgangs, ob der Behälter leer ist. 
Wird der Stimmberechtigung eines Anwesenden widerspro-
chen, entscheidet der Wahlausschuss. 

6.5 Feststellung des Wahlergebnisses, Losentscheid:
 Nach Abschluss der Wahl prüft der Wahlausschuss den Inhalt 

der Stimmzettel, zählt sie aus und stellt das Wahlergebnis 
fest. Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen 
gültigen Stimmen erhält. Leere Stimmzettel sind ungültig, es 
sei denn, es stand nur ein Bewerber zur Wahl. Erhält kein 
Bewerber diese Mehrheit, so findet eine Stichwahl unter den 
zwei Bewerbern statt, die bei der ersten Wahl die höchste 
Stimmzahl erhalten haben. Bei Stimmengleichheit von mehr 
als zwei Bewerbern entscheidet das Los darüber, wer in die 
Stichwahl kommt. Die Wahl wird auch wiederholt, wenn nur 
ein oder kein Bewerber zur Wahl vorgeschlagen war und kein 
Feuerwehrdienstleistender mehr als die Hälfte der abgege-
benen gültigen Stimmen erhalten hat. 

 Bei der Stichwahl ist der Bewerber gewählt, der von den gül-
tig abgegebenen Stimmen die höchste Stimmenzahl erhält. 
Bei gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los, das der Wahl-
leiter sofort nach Feststellung des Ergebnisses der Stichwahl 
in der Versammlung ziehen lässt. 

7. Wahlannahme:

 Nach der Wahl befragt der Wahlleiter den Gewählten, ob er die 
Wahl annimmt. Lehnt er ab, ist die Wahl zu wiederholen.

8. Niederschrift:

 Der Wahlleiter lässt über die Wahl, die Feststellung des Wahler-
gebnisses und die Wahlannahme eine Niederschrift fertigen, die 
er und die Beisitzer unterzeichnen.

Kulmbach, 09. Mai 2022
Stadt Kulmbach
Ingo Lehmann
Oberbürgermeister
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BEKANNTMACHUNG Stadt Kulmbach
  (130.1)

Satzung für die Freiwilligen Feuerwehren 
im Stadtgebiet Kulmbach

Die Stadt Kulmbach erlässt auf Grund vom Art. 23 Satz 1 und Art. 
24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemeindeordnung (GO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl S. 796, BayRS 2020-1-1-I), 
zuletzt geändert durch § 1 des Gesetzes vom 09. März 2021 (GVBl S. 
74) folgende Satzung:

I.
Allgemeines

§ 1 
Organisation, Rechtsgrundlagen

1. Die Freiwilligen Feuerwehren Kulmbach, Baumgarten/Kulm-
bach, Höferänger/Kulmbach, Katschenreuth/Kulmbach, Kirch-
leus/Kulmbach, Lehenthal/Kulmbach mit der Abteilung Gra-
fendobrach, Leuchau/Kulmbach, Lösau/Kulmbach, Melkendorf/
Kulmbach, Oberdornlach/Kulmbach, Ober-/Unterzettlitz/Kulm-
bach, Unterdornlach/Kulmbach und Windischenhaig/Kulmbach 
sind öffentliche Einrichtungen der Stadt Kulmbach. Zur Gewin-
nung der notwendigen Anzahl von Feuerwehrdienstleistenden 
bedient sie sich der Unterstützung des Vereins „Freiwillige Feu-
erwehr Kulmbach e. V.“, sowie der Feuerwehrvereine der einzel-
nen Ortsteile.

2. Rechtsgrundlage für die Freiwillige Feuerwehr, vor allem für die 
Rechte und Pflichten ihrer Feuerwehrdienstleistenden, sind das 
Bayerische Feuerwehrgesetz (BayFwG), die zu seiner Ausfüh-
rung erlassenen Rechtsvorschriften und diese Satzung.

§ 2
Freiwillige Leistungen

1. Die Freiwillige Feuerwehr kann auf Grund dieser Satzung in den 
Grenzen von Art. 7 des Mittelstandsförderungsgesetzes und Art. 
87 GO insbesondere folgende freiwillige Leistungen erbringen:

1. Hilfeleistungen, die nicht zu den gesetzlichen Aufgaben der 
Feuerwehren gehören (z. B. – jeweils auf Antrag des Eigen-
tümers oder Nutzungsberechtigten – das Stellen von Wachen 
nach dem Ende der Brandgefahr oder das Abräumen von 
Schadensstellen, soweit es nicht zur Abwehr weiterer Ge-
fahren notwendig ist),

2. Überlassung von Gerät oder Material zum Gebrauch oder Ver-
brauch,

3. Leistungen der Schlauchwerkstatt.

2. Voraussetzung freiwilliger Leistungen ist, dass die Einsatzbereit-
schaft der Freiwilligen Feuerwehr zur Erfüllung ihrer gesetz-
lichen Aufgaben dadurch nicht beeinträchtigt wird.

 Auf die Gewährung freiwilliger Leistungen besteht kein Rechts-
anspruch.

3. Über die Gewährung von Leistungen im Sinne von Abs. 1 Nr. 1 
und 2 entscheidet die Kommandantin oder der Kommandant, so-
weit die Leistungen in unmittelbarem Zusammenhang mit dem 
Einsatz der Feuerwehr erbracht werden. Im Übrigen entscheidet 
die Kommandantin oder der Kommandant über Leistungen im 
Sinne dieser Vorschrift sowie über einzelne, nicht regelmäßig 
wiederkehrende Leistungen im Sinne von Abs. 1 Nr. 3 und 4 nur, 
wenn ihr bzw. ihm der Oberbürgermeister diese Befugnis über-
tragen hat; sonst entscheidet der Oberbürgermeister oder der 
Stadtrat.

II.
Personal

§ 3
Wahl der Kommandantin oder des Kommandanten

1. Die Wahl findet bei einer Dienstversammlung der Feuerwehr-
dienst leistenden Mitglieder der Freiwilligen Feuerwehr ein-
schließlich der hauptberuflichen Kräfte und der Feuerwehran-
wärter, die das 16. Lebensjahr vollendet haben, statt. Die Stadt 
Kulmbach lädt hierzu mindestens zwei Wochen vor dem Wahltag 
durch Bekanntmachung im Amtsblatt ein.

2. Der Oberbürgermeister oder ein Stellvertreter oder Beauftragter 
(Art. 39 GO) leitet die Wahl (Wahlleitung). Der Wahlleitung stehen 
zwei von der Versammlung durch Zuruf bestimmte Beisitzer zur 
Seite. Werden mehr als zwei Personen durch Zuruf vorgeschla-
gen, findet eine Wahl zwischen den vorgeschlagenen Personen 
statt. Wahlleitung und Beisitzer bilden den Wahlausschuss. Wer 
selbst zur Wahl steht, kann nicht Mitglied des Wahlausschusses 
sein. Der Wahlausschuss wird daher erst nach der Abgabe der 
Wahlvorschläge gebildet.

3. Jede wahlberechtigte Person hat eine Stimme. Stellvertretung ist 
nicht zulässig.

4. Die Wahlleitung erläutert die Grundsätze des Wahlverfahrens 
und legt die Aufgaben der Kommandantin oder des Komman-
danten dar.

1. Wahlvorschläge, Schriftlichkeit der Wahl

 Die Wahlberechtigten schlagen wählbare Personen schrift-
lich oder durch Zuruf der Wahlversammlung zur Wahl vor. 
Die Wahlleitung nennt die Vorgeschlagenen und befragt sie, 
sofern sie anwesend sind, ob sie sich der Wahl stellen wollen. 
Die Vorschläge können mündlich begründet werden; über sie 
kann auch eine Aussprache stattfinden. Den anwesenden Be-
werberinnen und Bewerbern ist Gelegenheit zu geben, sich 
der Versammlung in angemessener Zeit vorzustellen. Die Aus-
sprache wird geschlossen, wenn keine Wortmeldungen mehr 
vorliegen oder wenn die Versammlung mit Mehrheit der Wahl-
berechtigten den Schluss der Aussprache beschließt.

 Die Wahl wird schriftlich mit Stimmzetteln durchgeführt. Die-
se dürfen kein äußerliches Kennzeichen tragen, das sie von 
den im gleichen Wahlgang verwendeten Stimmzetteln unter-
scheidet. Die Wahlleitung lässt auf die Stimmzettel die Namen 
der wählbaren und – sofern sie befragt wurden – zur Kandida-
tur bereiten Bewerberinnen und Bewerber setzen. Wird nur 
eine oder keine Person zur Wahl vorgeschlagen, so wird die 
Wahl ohne Bindung an Bewerber durchgeführt.

2. Wahlgang, Stimmabgabe

 Die Wahl ist geheim; die Möglichkeit geheimer Stimmabgabe 
ist von der Wahlleitung sicherzustellen.

 Für eine gültige Stimmabgabe ist immer eine positive Willens-
bekundung erforderlich.

 Gewählt wird, indem einer der Wahlvorschläge in eindeutig 
bezeichnender Weise gekennzeichnet wird. Streichungen sind 
nicht als Stimme für nicht gestrichene Bewerber zu werten. 
Ebenso gewählt wird, indem der Name einer der zur Wahl ste-
henden Bewerber auf den Stimmzettel geschrieben wird. 

 Steht nur eine Person zur Wahl, so kann dadurch gewählt wer-
den, dass der Wahlvorschlag in einer jeden Zweifel ausschlie-
ßenden Weise (z. B. mit „Ja“ oder „Nein“ oder mit Durchstrei-
chen des Namens des Bewerbers) gekennzeichnet oder eine 
nicht zur Wahl vorgeschlagene wählbare Person in eindeutig 
bezeichnender Weise handschriftlich auf dem Stimmzettel 
eingetragen wird.

 Liegt kein Wahlvorschlag vor, so wird durch eindeutig bezeich-
nende handschriftliche Eintragung einer wählbaren Person 
auf dem Stimmzettel gewählt.
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 Die Wahlberechtigten haben den ausgefüllten Stimmzettel zu-
sammenzufalten und der Wahlleitung oder dem bestimmten 
Beisitzer zu übergeben. Der Wahlausschuss prüft die Stimm-
berechtigung der Abstimmenden. Bei Bedarf hat die Stadt 
Kulmbach hierzu vor der Wahl eine Wählerliste anzulegen. 
Wird die Stimmberechtigung anerkannt, so ist der Stimmzet-
tel in einen Behälter zu legen. Der Wahlausschuss prüft vor 
Beginn des Wahlganges, ob der Behälter leer ist. Wird der 
Stimmberechtigung einer anwesenden Person widersprochen, 
entscheidet der Wahlausschuss.

3. Feststellung des Wahlergebnisses, Losentscheid

 Nach Abschluss der Wahl prüft der Wahlausschuss den Inhalt 
der Stimmzettel, zählt sie aus und stellt das Wahlergebnis fest. 
Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen 
Stimmen erhält.

 Neinstimmen und Stimmzettel, die überhaupt nicht gekenn-
zeichnet wurden oder auf denen nur Streichungen vorge-
nommen wurden, sind ungültig. Ist mindestens die Hälfte der 
abgegebenen Stimmen ungültig, ist die Wahl zu wiederholen. 
Ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen gültig und erhält 
keine Bewerberin oder Bewerber die Mehrheit der abgegeben 
gültigen Stimmen, so findet eine Stichwahl unter den beiden 
Bewerberinnen oder Bewerber mit der höchsten Stimmenzahl 
statt. Wenn mehr als zwei Personen die höchste Stimmzahl 
erhalten haben, ist die Wahl zu wiederholen. Wenn mehr als 
eine Person die zweithöchste Stimmenzahl erhalten haben, 
entscheidet das Los, wer in die Stichwahl kommt.

 Bei der Stichwahl ist die Person gewählt, die von den abgege-
benen gültigen Stimmen die höchste Stimmenzahl erhält. Bei 
gleicher Stimmenzahl entscheidet das Los, dass die Wahllei-
tung sofort nach Feststellung des Ergebnisses der Stichwahl 
in der Wahlversammlung ziehen lässt.

4. Wahlannahme

 Nach der Wahl befragt die Wahlleitung die gewählte Person, 
ob sie die Wahl annimmt. Lehnt sie ab, ist die Wahl zu wieder-
holen. Abwesende Bewerberinnen und Bewerber können die 
Annahme der Wahl auch im Vorfeld schriftlich erklären.

 Die Wiederholung der Wahl kann unmittelbar im Anschluss an 
den ersten Wahldurchgang in derselben Dienstversammlung 
erfolgen.

5. Die Wahlleitung lässt über die Wahl, die Feststellung des Wahler-
gebnisses und die Wahlannahme eine Niederschrift fertigen, die 
der Wahlausschuss unterzeichnet.

6. Die Kommandantin oder der Kommandant kann in Ausnahmefäl-
len (z. B. Zusammenschluss von zwei Wehren) zwei Stellvertreter 
oder Stellvertreterinnen haben (Art. 8 Abs. 5 BayFwG).

7. Die Abs. 1 bis 5 gelten für die Wahl des Stellvertreters oder der 
beiden Stellvertreter des Feuerwehrkommandanten entspre-
chend.

§ 4
Verpflichtung

Die Kommandantin oder der Kommandant verpflichtet neu aufge-
nommene ehrenamtlich Feuerwehrdienstleistende durch Hand-
schlag zur Erfüllung ihrer Pflichten nach den für die Feuerwehren 
geltenden Rechts- und Verwaltungsvorschriften. Neu aufgenom-
menen Mitgliedern soll eine Satzung für die Freiwillige Feuerwehr 
überreicht werden.

§ 5
Übertragung besonderer Aufgaben

Zur Erfüllung besonderer Aufgaben sind geeignete Feuerwehr-
dienstleistende zu bestellen (z. B. Jugendwart, Gerätewart). Für die 
Bestellung ehrenamtlicher Feuerwehrdienstleistender ist die Kom-
mandantin oder der Kommandant zuständig.

§ 6
Persönliche Ausstattung

Die Feuerwehrdienstleistenden haben die empfangene persönliche 
Ausstattung pfleglich zu behandeln und nach dem Ausscheiden aus 
dem Feuerwehrdienst zurückzugeben. Für verloren gegangene oder 
durch außerdienstlichen Gebrauch beschädigte oder unbrauchbar 
gewordene Teile der Ausstattung kann die Stadt Kulmbach Ersatz 
verlangen.

§ 7
Anzeigepflicht bei Schäden

Feuerwehrdienstleistende haben der Kommandantin oder dem 
Kommandanten unverzüglich zu melden

- im Dienst erlittene (eigene) Körper- und Sachschäden,

- Verluste oder Schäden an der persönlichen Ausstattung und der 
sonstigen Ausrüstung der Feuerwehr.

Soweit Ansprüche für oder gegen die Stadt Kulmbach infrage kom-
men, hat die Kommandantin oder der Kommandant die Meldung an 
die Stadt Kulmbach weiterzuleiten. Hat die Stadt Kulmbach nach § 
193 SGB VII und § 22 der Satzung der Kommunalen Unfallversiche-
rung Bayern eine Unfallanzeige zu erstatten, so ist sie unverzüglich 
(bei Unfällen mit Todesfolge oder mit mehr als drei Verletzten so-
fort) zu unterrichten.

§ 8
Dienstverhinderung

Von der gesetzlichen Verpflichtung zur Leistung des Feuerwehr-
dienstes (Art. 6 Abs. 1 Satz 2 BayFwG) sind Feuerwehrdienstleisten-
de nur befreit, soweit sie vorrangigen rechtlichen Pflichten nach-
kommen müssen oder dringende wirtschaftliche oder persönliche 
Gründe dies rechtfertigen. Für das Fernbleiben von Ausbildungs-
veranstaltungen in diesen Fällen haben sich Feuerwehrdienst-
leistende vor der Veranstaltung bei der Kommandantin oder dem 
Kommandanten zu entschuldigen; im Übrigen haben Feuerwehr-
dienstleistende Mitteilung zu machen, wenn sie länger als fünf 
Wochen vom Wohnort abwesend oder durch andere Umstände an 
der Ausbildung des Feuerwehrdienstes gehindert sein werden. Der 
Wegzug aus der Stadt Kulmbach ist in jedem Fall zu melden.

§ 9
Pflichtverletzungen

Die Kommandantin oder der Kommandant kann Verletzungen von 
Dienstpflichten durch folgende Maßnahmen ahnden:

- mündlicher oder schriftlicher Verweis,

- Androhung des Ausschlusses,

- Ausschluss (Art. 6 Abs. 4 Satz 2 BayFwG; § 10 Abs. 2 dieser Sat-
zung).

§ 10
Austritt und Ausschluss

1. Der Austritt aus der Freiwilligen Feuerwehr ist schriftlich gegen-
über der Kommandantin oder dem Kommandanten zu erklären.

2. Die Kommandantin oder der Kommandant hat Feuerwehrdienst-
leistenden, die sie bzw. er gemäß Art. 6 Abs. 4 Satz 2 BayFwG we-
gen gröblicher Verletzung der Dienstpflichten vom Feuerwehr-
dienst ausschließen will, Gelegenheit zu geben, sich zu den für 
die Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern.

 Eine gröbliche Verletzung von Dienstpflichten ist insbesondere 
gegeben bei

- unehrenhaftem Verhalten im Dienst,

- groben Vergehen gegen Kameraden im Dienst,
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- fortgesetzter Nachlässigkeit oder Nichtbefolgen dienstlicher 
Anordnungen,

- Trunkenheit im Dienst,

- Aufhetzen zum Nichtbeachten von Anordnungen,

- Dienstwidriger Benutzung oder mutwilliger Beschädigung 
von Dienstkleidung, Geräten und sonstigen Ausrüstungsgegen-
ständen der Feuerwehr.

 Die Kommandantin oder der Kommandant hat den Ausgeschlos-
senen den Ausschluss schriftlich zu erklären.

III.
Besondere Pflichten der Kommandantin oder des Kommandanten

§ 11
Dienst- und Ausbildungsplan

1. Die Kommandantin oder der Kommandant stellt jährlich (wenn 
nötig auch für kürzere Zeiträume) einen Dienst- und Ausbil-
dungsplan auf. In dem Plan ist für jeden Monat mindestens eine 
Übung oder ein Unterricht vorzusehen. Zu den Übungen können 
auch geeignete Sportveranstaltungen der Feuerwehr gehören.

2. Der Dienst- und Ausbildungsplan ist der Stadt Kulmbach vorzu-
legen.

§ 12
Dienstreisen

Die Kommandantin oder der Kommandant hat dafür zu sorgen, dass 
vor Dienstreisen von Feuerwehrdienstleistenden die Genehmigung 
der Stadt Kulmbach eingeholt wird (vergleiche auch Art. 8 Abs. 1 
Satz 3 BayFwG). Sie bzw. er hat auch für ihre bzw. seine Dienstrei-
sen die Genehmigung der Stadt Kulmbach einzuholen.

§ 13
Jahresbericht

1. Die Kommandantin oder der Kommandant unterrichtet die Stadt 
Kulmbach zum Ende des Kalenderjahres über den Personal-
stand der Freiwilligen Feuerwehr. Neu eingetretene oder aus 
dem Feuerwehrdienst ausgeschiedene Mitglieder sind nament-
lich mitzuteilen. In dem Bericht ist die Anzahl der Mannschafts- 
und Führungsdienstgrade und der Feuerwehrdienstleistenden 
anzugeben, die über das übliche Maß hinaus Feuerwehrdienst 
leisten (vergleiche Art. 11 Abs. 1 Satz 2 BayFwG). Soweit die Stadt 
Kulmbach nicht über einzelne Einsätze unterrichtet wird, ist im 
Jahresbericht auch eine Übersicht über die Einsätze des abge-
laufenen Jahres zu geben.

2. Die Unterrichtungspflichten gemäß Art. 6 Abs. 4 Satz 2 BayFwG, 
§ 7 Satz 2 und § 11 Abs. 2 dieser Satzung bleiben unberührt.

IV.

§ 14
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 13.05.2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Sat-
zung über die Freiwilligen Feuerwehren der Stadt Kulmbach vom 
02.12.1983 außer Kraft.

Kulmbach, 09. Mai 2022
Stadt Kulmbach
Ingo Lehmann  
Oberbürgermeister


